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Kurzbericht des Justizvollzugsbeauftragten  
des Landes Nordrhein-Westfalen –  
eine Bilanz für das Jahr 2025 und Aussich-
ten 2026 
 

Der vorliegende Kurzbericht bietet erneut einen kompakten Überblick über die Tätigkeit des 

Justizvollzugsbeauftragten. Gegenstand sind eine Auflistung der letztjährigen Eingaben, die 

Darstellung von Gesprächen, Veranstaltungen und Anstaltsbesuchen sowie die konzeptionellen 

Tätigkeiten. Am Ende werden mit knappen Erwägungen für das laufende Jahr 2026 geplante 

Aktivitäten angesprochen.    

 

1) Eingabenbearbeitung durch den Justizvollzugsbeauftragten  
im Jahre 2025 

 

a) Allgemeiner Überblick 
 

Im Jahr 2025 gingen insgesamt 266 Eingaben bei uns ein. Ein Vergleich der letzten Jahre ergibt 

sich aus der folgenden Abbildung: 

 

Abbildung 1: Vergleich der Eingangszahlen 2023 bis 2025 
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Im Vergleich zum Vorjahr ist ein sehr deutlicher Anstieg der Eingangszahlen um 27,3 % zu 

verzeichnen. Das ist der höchste Stand seit 2020. An diesen Zahlen ist klar zu erkennen, dass 

der Gesprächs- und Kommunikationsbedarf wieder zunimmt und immer mehr an Bedeutung 

gewinnt. Insbesondere haben wir im vergangenen Jahr in Gesprächen mit Seelsorgern „Wer-

bung“ für die Unterstützungsleistungen durch den Justizvollzugsbeauftragten gemacht. Wir ha-

ben auch im vergangenen Jahr mehrere Sammeleingaben erhalten, in denen sich Inhaftierte und 

Bedienstete mit verschiedenen Anliegen kollektiv an uns gewandt haben. 

 

Die nachfolgende Übersicht listet die wesentlichen Kategorien der vorgetragenen Anliegen auf, 

deren Anzahl deutlich über der Eingabenzahl liegt. Gerade hier hat sich eine massive Steige-

rung zum Vorjahr von rund 60 % ergeben. 

 

b) Im Einzelnen 
 

Abbildung 2: Verteilung der häufigsten Anliegen  

Überblick über die häufigsten Anliegen 2024 2025 
Medizinische Versorgung 55 74 
Arbeit 26 50 
Verpflegung 22 42 
Umgang mit Gefangenen 39 41 
Umgang mit Anträgen 17 41 
Freizeit 21 35 
Disziplinierung 14 26 
Haftraum/Unterbringung 13 23 
Gewalt/Repressalien d. Bedienstete 12 21 
Besuch 14 19 
Umgang mit Post/Schriftverkehr 13 17 
Entlassvorbereitung 6 14 
Gesamt * 252 403 

 

*Es wird klarstellend darauf hingewiesen, dass in einer Eingabe häufig eine Mehrzahl von Anliegen 

vorgetragen wird. 

 

Im Jahr 2025 bezog sich der größte Teil der Eingaben der Gefangenen als Dauerthema erneut 

auf die Gesundheitsversorgung in den Anstalten und hat den bisherigen Höchststand von 2024 

mit 55 um 19 mit nun 74 Eingaben überstiegen. Die Herausforderung, die Handlungsmöglich-

keiten des Vollzugssystems auf diesem Gebiet auszubauen, hat also eine weiter zunehmende 

Bedeutung. 
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Neben verschiedensten medizinischen Belangen wurde ein besonders zu erwähnender Sachver-

halt an uns herangetragen. In diesem Fall erlitt eine Inhaftierte, die bereits vorher mit uns auf-

grund anderer Themen in Kontakt stand, einen Schlaganfall. Nach einem Gespräch mit der In-

haftierten und der Anstaltsleitung konnte der Justizvollzugsbeauftragte auf eine gezielte Nach-

sorge hinwirken (siehe auch unten 1c). 

 

Als weiteres Kernproblem zeichnet sich mit der zweithöchsten Anzahl an Eingaben das Thema 

„Arbeit im Justizvollzug“ (siehe auch unten 3e) ab. Hier ist der Vollzug gefordert, die Beschäf-

tigung der Gefangenen als einem wichtigen Teil des Behandlungsvollzuges zu fördern. Zu-

gleich vermindern nicht erfüllte Arbeitsbegehren die gesamte Mitwirkungsmotivation. Dies 

führt zu Unzufriedenheit auch unter Aspekten des Anstaltsklimas (vgl. 3f). Von den Gefange-

nen selbst wird häufig geäußert, dass unter diesen Umständen keine Resozialisierungsmöglich-

keit bestehe. 

 

Korrespondierend dazu haben sich die Eingaben zur „Entlassvorbereitung“ von 6 auf 14 mehr 

als verdoppelt. Die geschilderten Probleme reichen von der Verweigerung der Genehmigung 

zum Langzeitausgang oder weiterer Urlaubstage bis zur Ablehnung der Verlegung in den offe-

nen Vollzug oder einer heimatnahen Verlegung. Die Ermöglichung häufigerer Besuche durch 

die eigenen Kinder und familienfreundlichere Besuchszeiten sind ebenfalls Gegenstand der 

vorliegenden Eingaben. Auch in diesem Bereich ist eine Verbesserung nötig, um den Gefange-

nen einen Übergang in ein straffreies Leben nach der Haft zu ermöglichen und durch die Auf-

rechterhaltung sozialer Bindungen die Rückfallgefahren zu verringern. 

 

Weiterhin beschäftigt viele Gefangene der Umgang der Anstalten mit den von ihnen gestellten 

Anträgen. Auch hierbei handelt es sich um ein stetes Problem. Die Inhaftierten berichten von 

zum Teil zögerlicher oder sogar ganz unterbliebener Bearbeitung. Das Vorgehen in den Anstal-

ten ist für die Inhaftierten nicht transparent, es fehlt häufig an der Nachvollziehbarkeit. Dies 

führt vermehrt zu Frustration, da die Gefangenen ihre Rechte beeinträchtigt sehen und sich 

ignoriert fühlen. Auch dies sind im Hinblick auf eine erlebte Verfahrensfairness wichtige An-

sätze für eine Verbesserung des Anstaltsklimas (vgl. erneut 3f). 

 

Insgesamt haben wir zuletzt besonderes Augenmerk auf den (teils fragwürdigen) Umgang mit 

den Gefangenen und dessen Bedeutung für das Anstaltsklima gelegt. Es wurden uns in diesem 
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Zusammenhang verschiedene Sachverhalte vorgetragen. Die Gefangenen berichteten in 21 Ein-

gaben und damit auffallend häufig, Repressalien durch die Bediensteten ausgesetzt zu sein. In 

7 Eingaben wurde explizit die Befürchtung geäußert, dass die Kontaktaufnahme zum Justiz-

vollzugsbeauftragten im Hinblick auf ihre individuellen Belange zum Nachteil gereichen 

würde. Einzelne Eingaben wurden aus diesem Grund auch schon zurückgezogen. 

 

Thematisiert wird außerdem zunehmend ein herablassender, ignoranter und willkürlicher Um-

gang mit den Gefangenen bis hin zu Diskriminierungen und ungerechtfertigten Disziplinierun-

gen. Die Eingaben zum Aspekt der Disziplinierungen sind folgerichtig ebenfalls von 14 auf 26 

stark gestiegen. 

 

Seitens Anstaltsseelsorgern wird uns eine Zunahme der Gewalt in den Anstalten berichtet. Das 

betrifft sowohl Vorfälle unter den Inhaftierten selbst als auch ausgehend von den Inhaftierten 

gegenüber den Bediensteten. Sogar innerhalb der Belegschaft gebe es Fälle von – zumindest 

verbalen – Übergriffigkeiten. Es handelt sich um ein diffiziles Thema, da für uns weder die 

konkreten Formen von Gewalt eindeutig erkennbar sind noch der Nachweis von Vorfällen un-

zweifelhaft möglich ist, da uns einiges vom Hörensagen gerüchteweise mitgeteilt wird. 

 

Weiterhin wurde mehrfach das gesetzlich definierte Briefgeheimnis im Schriftwechsel mit dem 

Justizvollzugsbeauftragten verletzt. Es wurden im Vergleich zu 13 Fällen im Vorjahr 17 Fälle 

in 2025 berichtet. 

 

 

Verteilung nach Justizvollzugsanstalten 
 

In der nachfolgenden Abbildung werden die Zahlen aus 2024 mit dem Jahr 2025 verglichen:  

 
Abbildung 3: Verteilung der Eingaben nach Einrichtungen 

 
EINRICHTUNG 2024 2025 
JVA Aachen 8 15 
JVA Attendorn 5 5 
JVA Bielefeld-Brackwede 5 4 
JVA Bielefeld-Senne 8 11 
JVA Bochum 12 15 
JVA Bochum-Langendreer 0 2 
JVA Castrop-Rauxel 5 4 
JVA Detmold 0 7 
JVA Dortmund 4 4 
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JVA Duisburg-Hamborn 2 4 
JVA Düsseldorf 13 19 
JVA Essen 3 4 
JVA Euskirchen 6 2 
JVK Fröndenberg 1 1 
JVA Geldern 7 11 
JVA Gelsenkirchen 7 11 
SoThA NRW 0 0 
JVA Hagen 2 4 
JVA Hamm 1 0 
JVA Heinsberg 2 3 
JVA Herford 1 2 
JVA Hövelhof 0 1 
JVA Iserlohn 2 1 
JVA Kleve 8 10 
JVA Köln 23 17 
JVA Moers-Kapellen 1 1 
JVA Münster 4     3 
JVA Remscheid 11 9 
JVA Rheinbach 16 17 
JVA Schwerte 5 6 
JVA Siegburg 2 4 
JVA Werl 24 31 
JVA Willich I    2 7 
JVA Willich II 6 18 
JVA Wuppertal-Ronsdorf 1 3 
JVA Wuppertal-Vohwinkel 7 4 
alle JVAen betreffend 1 1 
keine JVA betreffend 6 5 
 
Gesamt 

 
209 

 
266 

 

Von dem Gesamtanstieg um 57 Eingaben im Vergleich zum Jahr 2024 entfällt ein bedeutender 

Teil auf die Justizvollzugsanstalt Willich II (Anstieg um 12 Eingaben von 6 auf nunmehr 18), 

gefolgt von Aachen, Detmold und Werl mit einem Anstieg von jeweils 7 Eingaben. Gespräche 

wurden mit der Anstaltsleitung der Justizvollzugsanstalten Detmold und Willich II sowie einer 

Inhaftierten geführt. Die dortigen Unstimmigkeiten zwischen Bediensteten und Inhaftierter 

konnten weitgehend geklärt werden. Ein Anstieg der Eingangszahlen ist auch in den Anstalten 

in Bielefeld-Senne, Bochum und Düsseldorf zu verzeichnen. In Köln, Euskirchen und Rem-

scheid wurden umgekehrt weniger Eingänge registriert. 

 

 

Personengruppen 
 

Wie in der Vergangenheit wird das Aufkommen der Eingaben von den Anliegen der Inhaftier-

ten aus dem geschlossenen Vollzug dominiert, wobei im Vorjahresvergleich ein Anstieg um 
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35% zu verzeichnen ist. Die Eingaben aus dem offenen Vollzug sind wiederum um 20 % zu-

rückgegangen. Bei den Eingaben durch Angehörige ist ein deutlicher Anstieg festzustellen. 

Auch die Anzahl von Bediensteten des Justizvollzuges, die in eigener Sache Eingaben an den 

Justizvollzugsbeauftragten gerichtet haben, ist erheblich gestiegen. 

 

Die Eingaben der Bediensteten werden – wenn auch weiter auf niedrigem Niveau – in überwie-

gender Anzahl anonym und teilweise als Sammeleingabe eingereicht. Es zeichnet sich eine ge-

wisse „Unruhe“ im System ab. Den Anliegen wird im Rahmen unserer Möglichkeiten nachge-

gangen und die entsprechenden Anstaltsleitungen wurden um Stellungnahme gebeten. Auch 

wurde mit einer Anstaltsleitung ein persönliches Gespräch geführt, wobei die Rekonstruktion 

von systemischen Problemen schwer zu leisten ist. 

 

Die Aufschlüsselung nach Personen und Einsendergruppen stellt sich im Einzelnen wie folgt 

dar:  

 

PERSONENGRUPPE   2024 2025 

 

Bedienstete  

  

9 

 

15 

Personalrat  0 0 

Gefangene (offener Vollzug)  23 18 

Gefangene (geschlossener Vollzug)  157 212 

Gefangenenmitverantwortung   6 1 

Angehörige  6 10 

Sonstige  8         10 

SV 

 

Davon: 

Erstkontakte 

Anschlusskontakte 

Kontakte nach Anstaltsbesuch 

 

Weitere Daten: 

Unzuständigkeit 

Gesprächswunsch des Eingebenden 

anonyme Eingaben 

 0 

 

 

156 

53 

0 

 

 

7 

3 

3 

0 

 

 

226 

40 

0 

 

 

6 

23 

8 
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c) Fallbeispiele 

 

Aus Gründen der Transparenz und zur Verdeutlichung der bearbeiteten – teilweise komplexen 

– Sachverhalte und unserer Einflussmöglichkeiten folgen einige Beispiele: 

 

Ein Fall scheint uns besonders eindrücklich – er verdeutlicht das vielschichtige Für und Wider 

der Interessen von Inhaftierten und Anstalten, die nicht immer reibungslos in Einklang zu brin-

gen sind. Eine lebenslang Inhaftierte beklagte zunächst in einer Eingabe die allgemeinen Zu-

stände in der JVA, wie kein ausreichendes Sportangebot, keine Schattenplätze im Freiganghof, 

gekürzte Besuchszeiten und Ausführungen, weniger Umschlusszeiten, fehlender Platz in der 

SothA, Wunsch nach Verlegung auf eine andere Station u. ä. Aus Gegenansicht der Anstalts-

leitung zeigte die Inhaftierte insgesamt ein unkooperatives und therapieschädliches Verhalten. 

Sie ziehe keine konstruktiven Schlüsse aus der bisherigen Entwicklung, sei selbstunkritisch, 

dominant und zeige Verhaltensmuster einer borderline-strukturierten Persönlichkeit. Die kon-

frontative Situation verschärfte sich durch einen Schlaganfall der Inhaftierten (zu diesem Fall 

bereits unter 1b als Aspekt der Gesundheitsfürsorge). Sowohl der Ehemann als auch die Eltern 

und die katholische Seelsorgerin der JVA sorgten sich um die Inhaftierte. Sie selbst befürchtete 

Repressalien, wenn sie den Justizvollzugsbeauftragten beteiligen würde. In einem persönlichen 

Gesprächstermin konnten wir uns einen Eindruck von dem gesundheitlichen Zustand und der 

Persönlichkeit der Inhaftierten bilden. Im anschließenden Gespräch mit der Anstaltsleitung 

wurde dann aber die Dringlichkeit einiger vorgetragener Begehrlichkeiten relativiert. Die In-

haftierte fühlte sich durch die Verlegung auf eine andere Abteilung isoliert. Durch den Schlag-

anfall wurde diese Problematik in der individuellen Wahrnehmung der Inhaftierten weiter ge-

steigert. Es wurden schwere individuelle Probleme festgestellt, auf die die Anstalt nicht stets 

eingehen konnte. Dennoch konnten wir auf die Intensivierung der nun erforderlichen medizini-

schen Versorgung und eine gezielte Nachsorge (regelmäßige Physiotherapie, begleitende Er-

gotherapie) für die Inhaftierte hinwirken und für diesen zunächst vordringlichen Bereich einen 

Konsens erzielen. 

 

Wie bereits dargelegt, befassten sich zahlreiche Eingaben auch mit Fragen der Arbeitszuwei-

sung. Mehrere Gefangene wandten sich mit dem Anliegen an uns, eine Beschäftigung aufneh-

men bzw. eine Ausbildung beginnen zu wollen. Ein Gefangener begehrte beispielsweise die 

Verlegung in den offenen Vollzug, um dort einen Ausbildungsplatz zu erhalten. Der Gefangene 

hatte bereits drei Jahre Therapie in einer Entziehungsanstalt absolviert und befürchtete nun, 
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dass die dort erzielten Fortschritte zunichtegemacht würden und er wieder in alte Verhaltens-

muster zurückfallen würde, sollte ihm keine Ausbildung als selbständiger Beitrag zu seiner Re-

sozialisierung angeboten werden. Nur so könne er nach der Haft ein vollwertiges Mitglied der 

Gesellschaft werden. Seine Anträge auf Verlegung würden jedoch ignoriert. Die Anstaltslei-

tung hat uns dazu mitgeteilt, die vorausgegangene Unterbringung in der Entziehungsanstalt sei 

wegen fehlender Erfolgsaussichten für erledigt erklärt worden. Da zudem die Tatbegehung 

während laufender Bewährungszeiten erfolgt sei und eine hohe Missbrauchsgefahr bestehen 

würde, habe eine Verlegung in den offenen Vollzug aktuell nicht verantwortet werden können. 

Zur Reduzierung der Rückfallgefahr solle zunächst eine Deliktaufarbeitung im geschlossenen 

Vollzug erfolgen. Eine Arbeitszuweisung scheint dort nicht angedacht oder möglich zu sein. 

Ein weiterer Gefangener begehrte eine Überprüfung der Vergabe von Arbeitsplätzen. Er be-

richtete, dass er bezüglich der Zuweisung eines Arbeitsplatzes immer wieder vertröstet und auf 

eine Warteliste verwiesen werde. Die Anstaltsleitung beurteilte die vorgetragene Eingabe in der 

Gesamtschau als unbegründet, eben weil sich der Gefangene auf der Warteliste für einen Ar-

beitseinsatz befinde und eine Wartezeit von regelmäßig drei bis vier Monaten nicht unüblich 

sei. 

Diese und andere Stellungnahmen der Anstaltsleitungen zu diesem Thema haben gezeigt, dass 

regelmäßig zu wenige Arbeits- und Ausbildungsplätze für die Gefangenen zur Verfügung ste-

hen und lange Wartelisten üblich sind. Hier offenbaren sich systemische Probleme auf Seiten 

des Vollzuges. Nimmt man das Verdikt des Bundesverfassungsgerichts ernst (vgl. 3e), dann 

wird Resozialisierung qua Beschäftigung aufgrund Angebotsmangels sehenden Auges ausge-

bremst. 

 

Diese Kritik gilt letztlich auch für vollzugliche „Vermeidestrategien“ im Kontext der Arbeits-

zuweisung. Dem Wunsch auf Arbeitszuweisung könne seitens der Anstaltsleitung häufig nicht 

entsprochen werden, da die Gefangenen aufgrund von Regelverstößen bereits von der Arbeit 

abgelöst worden seien oder sonstige persönliche Umstände der Gefangenen eine Teilnahme an 

der Arbeit nicht zuließen. Es wird dringend an die Vollzugspraxis appelliert, nicht frühzeitig 

Behandlungsmöglichkeiten durch Arbeitsmaßnahmen abzuschneiden. Hindernisse sollten so 

gut es geht in Kooperation mit den Inhaftierten überwunden werden (siehe wieder den Kontext 

des Anstaltsklimas). 

 

Die vielfach vorhandene Motivation der persönlichen Weiterbildung zeigt sich auch in einem 

Fall, bei dem ein junger Gefangener die Bitte um Aufnahme bzw. Fortsetzung eines Studiums 
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an uns herantrug. Er wolle sein Studium während der Haft als Fernstudium fortsetzen. Ihm 

wurde geraten, seinen Studienwunsch im Rahmen des Einweisungsverfahrens anzusprechen, 

damit dieser ggf. berücksichtigt werden könne. Er sei auch darauf hingewiesen worden, dass er 

sich die Skripte für das Fernstudium über die Abteilung Sicherheit & Ordnung in die JVA schi-

cken lassen könne. Hier wurde von der Anstalt zumindest die notwendige Kooperation gewähr-

leistet. 

 

Weitere positive Beispiele weisen uns auf die enorme Bedeutung von Beschäftigung und eines 

geeigneten Arbeitsumfeldes sowie eines professionellen Umgangs mit den betreffenden Auf-

gabenstellungen durch die Bediensteten für die positive Entwicklung der Gefangenen hin. Der 

GMV-Sprecher einer Anstalt hat sich mit einem Brief an uns gewandt und die förderlichen 

Aspekte der Arbeit im Justizvollzug und die hervorragende Zusammenarbeit mit den Bediens-

teten gelobt. Im Namen der Gefangenen war es ihm ein Anliegen, Dank und Anerkennung für 

das Engagement und die menschliche Art der JVA-Bediensteten auszusprechen. Neben der 

Einhaltung der Regeln und der Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung stehe der Aspekt 

der Resozialisierung und ein positives Miteinander im Vordergrund. Humaner Umgang und 

Professionalität gingen Hand in Hand. Trotz der begangenen Straftaten als Mensch wahrge-

nommen und gehört zu werden, fördere die Motivation der Gefangenen, an sich selbst zu ar-

beiten. Zugleich trage das positive Anstaltsklima zur Zufriedenheit und Motivation nicht nur 

der Gefangenen, sondern auch der JVA-Bediensteten bei. 

Im Gegensatz dazu möchte ich eine anonyme Sammeleingabe von JVA-Bediensteten nicht un-

erwähnt lassen, die auf gravierende personelle Engpässe und nicht mehr hinnehmbare Arbeits-

bedingungen aufmerksam gemacht hat. Die strukturelle Unterbesetzung führe zu chronischer 

Überlastung des Abteilungsdienstes. Folge seien negative Auswirkungen auf das Arbeitsklima 

und die psychische sowie physische Gesundheit der Bediensteten. Dies sei nicht mehr mit einer 

funktionierenden Vollzugsorganisation auch im Kontext der Unterstützung von Arbeitsbemü-

hungen von Inhaftierten und insgesamt nicht mit der Sicherstellung der inneren Ordnung und 

Sicherheit vereinbar. 

Festzuhalten bleibt: Gerade bei der Vermittlung in Arbeit zeigen sich Licht und Schatten voll-

zuglicher Resozialisierungsbemühungen. Hier ist vieles gleichermaßen von den systemischen 

Strukturbedingungen als auch von den Selbstverständnissen der Bediensteten abhängig, sich 

als Aktivposten zur Unterstützung der Inhaftierten einzubringen. 
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2) Auflistung weiterer Aktivitäten – Besuche, Gespräche, Veranstaltungen, 
Veröffentlichungen 

 

 

DATUM VERANSTALTUNGEN/ 

ANSTALTSBESUCHE 

BEMERKUNGEN 

 
 
30.01.2025 
 
 
 
19.02.2025 
 
 
20.02.2025 
 
 
26.02.2025 
 
 
12.03.2025 
 
 
13.03.2025 
 
 
 
20./21.03.2025 
 
 
 
09.04.2025 
 
 
07.05.2025 
 
 
29./30.05.2025 
 
 
17.06.2025 
 
 
23./24.06.2025 
 
 
30.06.2025 
 
 
 
 

 
 
Einweihungsfeier der neuen Büroräume 
des JVB im Oberlandesgericht Köln 
 
 
Besuch der JVA Herford 
 
 
Besuch des JVK Fröndenberg 
 
 
Besuch der JVA Bielefeld-Brackwede 
 
 
Amtseinführung in der JVA Willich II 
 
 
5. Netzwerktagung „Kriminologie im In-

ternet“ 
 
 
Dienstbesprechung mit den Leitern der 
JVAen 
 
 
Amtseinführung JVA Hagen 
 
 
Besuch der JVA Detmold 
 
 
Strafrechtslehrertagung  
 
 
Besuch der JVA Moers 
 
 
Deutscher Präventionstag 
 
 
Abschlussveranstaltung des Ausbil-
dungsjahrgangs 2023-2025 
 
 
 

 
 
Oberlandesgericht Köln 
 
 
 
Anstaltsbesuch 
 
 
JVK Fröndenberg 
 
 
Anstaltsbesuch 
 
 
JVA Willich II 
 
 
Münster 
 
 
 
Recklinghausen 
 
 
 
JVA Hagen 
 
 
Anstaltsbesuch  
 
 
Erlangen 
 
 
Anstaltsbesuch  
 
 
Augsburg 
 
 
Justizvollzugsschule 
Wuppertal-Ronsdorf 
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11./12.09.2025 
 
 
 
09.10.2025 
 
 
 
16.10.2025 
 
 
23./24.10.2024 
 
 
 
30.10.2025 
 
 
 
 
19./20.03.2026 
 

Dienstbesprechung mit den Leitern der 
JVAen 
 
 
Konferenz der ev. Gefängnisseelsorger 
NRW 
 
 
Besuch der JVA Willich II 
 
 
19. Wissenschaftliche Fachtagung der 
KrimZ  
 
 
Eigene Veranstaltung „Anstaltsklima: 

Nur ein Modethema oder Fortschritt eines 
modernen Strafvollzuges?“ 
 
 
Dienstbesprechung mit den Leitern der 
JVAen 
 

Recklinghausen 
 
 
 
Essen 
 
 
 
Anstaltsbesuch  
 
 
Hochschule Fresenius Wiesba-
den 
 
 
Universität zu Köln 
 
 
 
 
Recklinghausen 
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DATUM DISKUSSIONEN/ 
GESPRÄCHSPARTNER 

THEMATISCHER 
BEZUG 

   
 
27.01.2025 
 
 
 
 
06.02.2025 
 
 
 
25.03.2025 
 
 
 
01.04.2025 
 
 
28.04.2025 
 
 
 
30.04.2025 
 
 
 
06.05.2025 
 
 
 
02.07.2025 
 
 
 
16.07.2025 
 
 
 
22.09.2025 
 
 
10.12.2025 
 
 
20.01.2026 
 

 
Gespräch mit Herrn Stinauer vom Kölner Stadt-Anzei-
ger (Interview veröffentlicht in der Zeitungsausgabe 
vom 08.02.2025) 
 
 
Gespräch mit Herrn Minister Dr. Limbach und den An-
staltsbeiräten 
 
 
Gespräch mit der Leitung der Strafvollzugsabteilung 
 
 
 
Gespräch mit der Opferschutzbeauftragten Frau Havliza 
 
 
Gespräch mit Frau Staatssekretärin Dr. Brückner 
 
 
 
Gespräch mit den katholischen Anstaltsseelsorgern 
 
 
 
Gespräch mit der Präsidentin des LG Köln Frau Jung-
claus 
 
 
Vorstellung des Kurzberichts im Rechtsausschuss des 
Landtags NRW 
 
 
Gespräch mit Herrn Blumenkamp (Referatsleiter in Abt. 
IV) 
 
 
Gespräch mit den evangelischen Anstaltsseelsorgern 
 
 
Gespräch mit den katholischen Anstaltsseelsorgern 
 
 
Besprechung mit Herrn Prof. Dr. Berthold (Ehrenamtler 
der JVA Köln) 
 

 
Büro JVB 
 
 
 
 
JM Düsseldorf 
 
 
 
verschiedene vollzugli-
che Themen 
 
 
OLG Köln 
 
 
u. a. interne Vorstel-
lung des Kurzberichts 
 
 
verschiedene vollzugli-
che Themen 
 
 
Büro JVB 
 
 
 
externe Vorstellung des 
Kurzberichts 
 
 
Büro JVB 
 
 
 
Büro JVB 
 
 
Büro JVB 
 
 
Büro JVB 
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VERÖFFENTLICHUNGEN 2025/ PLANUNG 2026 

 
Kubink, Was folgt aus Augsburg-Gablingen?, in Forum Strafvollzug 1/2026, S. 44-45. 

Kubink, in Festschrift für Frank Arloth, Ideen für einen Strafvollzug von Morgen, 2025, S. 235-249.  

 

 

 

3) Konzeptionelle Themenschwerpunkte 2025 und 2026 
 

a) Eigene  Veranstaltung zum offenen Strafvollzug 
 

Unter dem Titel „Perspektiven des offenen Vollzuges in Nordrhein-Westfalen – kriminalpoli-

tische Diskussionen und fachliche Überlegungen“ soll im Rahmen der Jahrestagung des Justiz-

vollzugsbeauftragten am 18.11.2026 ein Gedankenaustausch von Kriminalpolitik und Voll-

zugspraxis erfolgen. Aus diesen verschiedenen Blickwinkeln sollen Zukunftsfragen eines mo-

dernen offenen Strafvollzuges diskutiert werden.  

Der offene Vollzug hat in NRW einen hohen Stellenwert. Gleichwohl steht er seit einiger Zeit 

in der politischen Diskussion. Dies betrifft weniger die sonst übliche Frage nach Missbrauchsri-

siken im Hinblick auf Entweichungen, sondern mehr die Frage, ob diese Vollzugsform denn 

die richtige Klientel erfasst. Insoweit bedarf es neben der Rekonstruktion kriminalpolitischer 

Überlegungen auch eines näheren Blicks auf die Besonderheiten des offenen Vollzuges und 

seiner Zuweisungsmechanismen.  

Wir sollten uns dabei nicht näher mit Zuständigkeiten von Staatsanwaltschaften befassen. Diese 

sind zwar formal nach der Strafvollstreckungsordnung für die Ladung in die JVA zuständig 

(vgl. § 27 StVollstrO). Sie richten sich materiell aber regelmäßig nach den vollzuglichen Vor-

gaben des Vollstreckungsplans (vgl. §§ 22 ff. StVollstrO). Unsere Aufmerksamkeit für Zuwei-

sungsprozesse muss also der Ausgestaltung des Vollstreckungsplans oder des Einweisungsver-

fahrens gelten. 

Zu beachten ist, dass der offene Vollzug hierzulande drei Zugangsformen kennt: Erstens erfolgt 

eine originäre Zuweisung auf der Grundlage des Vollstreckungsplans für Personen, die zu einer 

Freiheitsstrafe verurteilt wurden und sich auf freiem Fuß befinden. Vereinfacht formuliert wird 

hier aus dem fehlenden Haftgrund zugleich eine prinzipielle Eignung für den offenen Vollzug 

im Sinne der Verantwortungsklausel von § 12 Abs. 1 S. 2 StVollzG NRW hergeleitet. Das ist 



14 
 

eine Besonderheit, die im Übrigen nur wenige andere Bundesländer kennen. Dieser Gleich-

klang (in Freiheit befindlich = öffnungsgeeignet) wurde kürzlich durch Konkretisierung des 

sog. „qualifizierten Zugangsverfahrens“ (RV vom 14.11.2025) relativiert. Diese Voraussetzung 

gilt für Inhaftierte ab einer Strafdauer von zwei Jahren und insbesondere im Falle von Tötungs-

delikten. Die Neufassung wird begrüßt – ihr Einfluss auf die künftige Anwendungspraxis der 

anfänglichen Zuweisung in den offenen Vollzug bedarf besonderer Aufmerksamkeit. Überdies 

wird angeregt, die anstaltsinterne Eignungsprüfung transparenter zu gestalten, um zu verdeut-

lichen, dass kein Automatismus vorherrscht. 

Soweit der Verurteilte sich nicht auf freiem Fuß befindet, kann zweitens auch über das in der 

JVA Hagen durchgeführte Einweisungsverfahren eine Weiterverweisung in den offenen Voll-

zug erfolgen. Dies geschieht aber recht selten. Nach uns vom Ministerium zur Verfügung ge-

stellten Daten wurden 44 Inhaftierte im Jahr 2025 über das Einweisungsverfahren in den offe-

nen Vollzug vermittelt. Und schließlich drittens führt der Weg in den offenen Vollzug über den 

vorausgegangenen geschlossenen Vollzug, den man begrifflich passend als Progression be-

zeichnet, weil hier ein Entwicklungsprozess abgebildet wird, der den Inhaftierten im Sinne ei-

ner zunehmenden Freiheitsgewährung aufgrund Sozialisierungserfolgen in den weitgehend auf 

Selbstverantwortung abzielenden offenen Kontext überführt. Auch die Progression erfolgt ver-

gleichsweise selten. Sie macht gut 20 % aller Unterbringungen im offenen Vollzug aus. Immer-

hin zeigt sich eine positiv zu wertende Steigerung der Progressionsfälle um mehr als die Hälfte 

im Vorjahresvergleich (von 565 Fällen in 2024 auf 862 Fälle in 2025 – nach Daten des JM 

NRW).  

Der offene Vollzug enthält noch viel – bisher nicht „geborgenes“ – Potenzial, z.B. wenn man 

bedenkt, dass rund die Hälfte aller Gefangenen nicht länger als ein Jahr inhaftiert ist. Gerade 

kurze Vollzugsszenarien dürften sich für eine Öffnung eignen. Schon lange wird auch darüber 

diskutiert, ob Entlassungen nicht regelmäßig aus der offenen Kulisse heraus erfolgen sollten, 

um Übergangsprozesse angemessen vorzubereiten. Eine entsprechende Sollvorschrift findet 

sich heute bereits in § 12 Abs. 2 StVollzG NRW. Dieser Normzweck wird in der Praxis aller-

dings vielfach ausgeblendet. Mehrfach habe ich bereits auf den inneren Widerspruch hingewie-

sen, der sich aus der Tatsache ergibt, dass häufig eine vorzeitige Entlassung nach § 57 Abs. 1 

StGB aus dem geschlossenen Vollzug heraus erfolgt. In solchen Fällen trauen die zuständigen 

Gerichte (Strafvollstreckungskammern) den bislang Inhaftierten also eine Bewährung in Frei-

heit zu, das Vollzugssystem glaubt aber nicht, ein offenes Vollzugsdesign verantworten zu kön-

nen. 
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Maßgeblich ist aus hiesiger Sicht insbesondere, dass der offene Vollzug – zumal in seiner ori-

ginären Spielart – hinreichend Behandlungsangebote bereithält und diese auch tatsächlich von 

den „offen Inhaftierten“ wahrgenommen werden. Es geht insofern um eigene Maßnahmen der 

Einrichtungen, aber auch um Vernetzungen mit dem gesellschaftlichen Bereich der freien Straf-

fälligenhilfe im weitesten Sinne. Hier spielt sicher auch der Faktor „Arbeit“ (vgl. unten 3e) eine 

Rolle. Nach unserer Kenntnis sind Arbeitsangebote im offenen Vollzug in ausreichendem Maße 

vorhanden. Allein diese Behandlungs-Option sollte Anreiz für Progressionsüberlegungen bie-

ten.  

Gerade bei längerer Strafdauer sollte so etwas wie eine teilambulante Intensivbehandlung etab-

liert werden. Und die betreffende Angebotswahrnehmung sollte evaluiert werden. Wir müssen 

das Feld des offenen Vollzuges insgesamt viel weiter durchdringen, um seriöse Aussagen über 

künftige Ausgestaltungen zu treffen. 

Das gilt auch für die Unterscheidung von Innen- und Außenperspektive. Der offene Vollzug 

betrifft ja zunächst einmal Öffnungsmaßnahmen nach innen i.S.v. mehr Bewegungs- und Hand-

lungsmöglichkeiten innerhalb der Anstalt und reduzierten Sicherungsmechanismen. Zu einem 

echten Öffnungs- oder Auslagerungsmodell wird der offene Vollzug erst, wenn er mit einer 

vollzugsöffnenden Maßnahme – insbesondere einem Freigang als externer Arbeitsform – ge-

koppelt wird. Wir sollten künftig beispielsweise erfassen, wie viele Personen im (originären 

oder progressiven) offenen Vollzug zugleich auch Freigänger sind. 

 

 

b) Öffentlichkeitsarbeit – weitere Ausarbeitungen zu einem Medienbeauftragten 
 

Im Bereich der vollzugsbezogenen Medienarbeit ist derzeit einiges in Bewegung. Während die 

unmittelbare fachliche Medienarbeit weiterhin im Justizministerium organisiert wird, verfolgt 

der ab dem 08.04.2026 aktivierte Social Media Kanal (auf Instagram) der Justizvollzugsschule 

in erster Linie das Ziel der Nachwuchsgewinnung. Sekundär geht es aber auch um eine trans-

parente, sachliche Medienarbeit für den Strafvollzug. Auf der Agenda des Justizvollzugsbeauf-

tragten steht darüber hinaus unverändert die Schaffung eines Medienbeauftragten. Wir möchten 

uns dafür einsetzen, dass vollzugliche Medienarbeit künftig noch komplexer und vor allem als 

Regelaufgabe in den Anstalten realisiert wird. Wir benötigen kreative Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter in der Vollzugslandschaft, die ihr wertvolles Handeln nicht nur im Selbstverständ-

nis als Dienst an der Gesellschaft verstehen, sondern dies auch nach außen präsentieren. Au-
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ßerdem bedarf es einer Berichterstattung über den Strafvollzug, die nicht nur von Negativer-

eignissen geprägt ist, sondern immer wieder den sozialen Mehrwert dieser Institution hervor-

hebt – ohne dabei allerdings Probleme zu vernebeln.  

Ein Medienbeauftragter vor Ort könnte diese Aufgaben bündeln. Diese Person muss 

- über detaillierte Kenntnisse über die Vollzugspraxis verfügen; 

- sich in der Welt der (neuen) Medien und ihrer Wirkmechanismen gleichermaßen gut 

auskennen; 

- Kenntnisse im Bereich des Medienrechts aufweisen 

- und in enger Abstimmung mit der Anstaltsleitung sowie vernetzt mit anderen Formaten 

(vgl. den soeben erwähnten Instagram-Kanal der JVS) agieren. 

 

Ein solches Anforderungsprofil ist sicher nicht leicht zu bedienen. Meines Erachtens ist eine 

entsprechende Einrichtung aber auf lange Sicht unverzichtbar.  

 

 

c) Fortgesetzte Verfolgung der Entwicklung von „PIB“; auch Befassung mit dem Maßre-

gelvollzug hinsichtlich Unterbringungen in den Entziehungsanstalten nach § 64 StGB 
 

Wie bereits mehrfach dargelegt, versteht der Justizvollzugsbeauftragte die betreffenden Prob-

lemstellungen als Daueraufgabe des Justizvollzuges, aber auch im Hinblick auf die eigene Tä-

tigkeit. Es geht darum, im Umgang mit psychisch auffälligen Inhaftierten neue und insbeson-

dere stabile Strukturen aufzubauen. Strukturell geht es m.E. vornehmlich um vier Ansatz-

punkte: 

- Den Aus- und Umbau der Psychiatrieplätze im JVK in Fröndenberg bis hin zu den an-

gestrebten 80 Plätzen im Bereich der Akutversorgung; dies möglichst ohne Einbußen 

im Bereich anderer Angebote (Palliativ- oder Pflegeplätze betreffend); 

- eine flächendeckende Umsetzung des Konzepts PIB (Psychiatrisch Intensivierte Be-

handlung); hier muss es vor allem darum gehen, eine Art best practice zu entwickeln. 

Benötigt werden Mindeststandards, damit das Modul-Modell nicht zu sehr ausgedünnt 

wird. Überdies wird dringend eine Evaluation durch den Kriminologischen Dienst emp-

fohlen, insbesondere um Schwachstellen und entsprechenden Nachsteuerungsbedarf be-

züglich der aktuellen Programmatik wissenschaftlich aussagekräftig zu ermitteln; 
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- einen noch nicht genau zu dimensionierenden Beitrag zur Entstehung psychischer Auf-

fälligkeiten leisten auch synthetische Drogen, die als „Neue Psychoaktive Substanzen“ 

(NPS) bezeichnet werden. Neue Recherchen deuten auf einen stark zunehmenden Miss-

brauch von Inhaftierten in diesem Bereich hin. Diese Substanzen werden regelmäßig 

auf Papier – z.B. mit Briefen oder Fotos, die an Inhaftierte adressiert sind – in die An-

stalten eingeschmuggelt. Hier stellt sowohl die Unberechenbarkeit der Wirkungen als 

auch zuvor schon die Entdeckung solcher Drogen den Vollzug vor neue Herausforde-

rungen. Analyseverfahren, wie sie derzeit in der JVA Rheinbach erprobt werden (Io-

nenanalyse nach dem Testverfahren „IONSCAN 600“), sind ein wichtiges Element der 

Problemerkennung. Die neue Missbrauchsproblematik sollte aber insbesondere auch 

eng mit der PIB-Agenda verzahnt werden. Auch wenn PIB primär auf eine Klientel mit 

verfestigten Auffälligkeitsbildern ausgerichtet ist, dürften Inhaftierte, die gehäuft durch 

den Missbrauch von NPS und prima facie durch spontane Verhaltensextreme auffallen, 

in den Kontext von PIB hineingehören; 

- schließlich sollten wir uns genauer mit der Schnittstelle zum Maßregelvollzug befassen. 

Hier hat der Bundesgesetzgeber mit der Reform von § 64 StGB (in Kraft seit dem 

01.10.2023) bereits Weichen gestellt, welche die zweispurige Zuständigkeit (von Maß-

regel- und Strafvollzug) für süchtige Verurteilte neu justiert hat. Angesichts enger ge-

fasster Voraussetzungen einer Unterbringung in Entziehungsanstalten waren Verlage-

rungsprozesse Richtung Justizvollzug zu erwarten. Nach uns vorliegenden Daten des 

Gesundheitsministeriums hat sich in NRW die Zahl der Unterbringungen nach § 64 

StGB ersichtlich in unmittelbarer Folge der Neuregelung von ihrem Höchststand im 

November 2023 mit 1311 untergebrachten Personen stetig und mittlerweile auch erheb-

lich auf eine Zahl von 956 im Dezember 2025 (das ist ein Minus von rund 27 %) ver-

ringert. Die damit verbundenen Fragestellungen sollten mit Verantwortlichen im Ge-

sundheitsressort erörtert werden. Der Justizvollzugsbeauftragte steht hier in Kontakt. 

Für den Justizvollzug gilt es zu prüfen, welche neue Klientel nach den Ausdünnungen 

in den Einrichtungen des § 64 StGB nunmehr in den Strafanstalten „angekommen“ ist.  
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d) Sonderauswertung: „Suizide im NRW Vollzug in den Jahren 2020 bis 2025“ 
 

Die Zahl der Suizide lag im vergangenen Jahr 2025 mit 24 Fällen wieder auf hohem Niveau. 

Um Fragen der Suizidprävention perspektivisch zu betrachten, haben wir die uns vorliegenden 

Berichte der Anstalten zu Suizidfällen für die Jahre 2020 bis 2025 näher analysiert. In dieser 

Zeit ereigneten sich in den nordrhein-westfälischen Justizvollzugsanstalten insgesamt 102 Su-

izide von Inhaftierten, davon 13 im Jahr 2020, 15 im Jahr 2021, 12 im Jahr 2022, 25 im Jahr 

2023, 13 im Jahr 2024 und nun 24 im Jahr 2025.  

Die hier erfolgte Detailauswertung führt uns zu folgenden Empfehlungen und Vorschlägen: 

aa) Rund die Hälfte aller Suizidfälle betrifft ausländische Inhaftierte. Integrationsarbeit und 

Suizidprävention sollten daher künftig besser verknüpft werden. 

bb) Suizide stehen nicht selten im Zusammenhang mit psychischen Auffälligkeiten (vgl. 3c). 

Dieser Kontext sollte künftig stärker bei der Programmatik PIB berücksichtigt werden. 

cc) Überproportional betroffen sind Untersuchungshäftlinge. Dieser Verfahrenssituation und 

den betreffenden Häftlingen sollte bei der Suizidprävention besonderes Augenmerk zugewen-

det werden. Insbesondere Verdächtige von Kapitaldelikten erscheinen suizidgefährdet; auch 

dieser spezielle Befund ist zu beachten. 

dd) Suizidgefahren bestehen insbesondere zur Nachtzeit. Es sollte überlegt werden, gefährdeten 

Kandidaten im Wege einer leicht verfügbaren Seelsorge oder der gemeinschaftlichen Unter-

bringung mit „zuhörenden Mitgefangenen“ (sog. Listener Projekte) Unterstützung zu bieten. 

ee) Suizide werden ganz überwiegend im Wege des Erhängens begangen. Es sollte geprüft wer-

den, ob entsprechende „Werkzeuge“ und Instrumente (Hosengürtel, Fernsehkabel etc.) redu-

ziert oder alterniert werden können. 

ff) Eine Vielzahl von Reanimationsversuchen deutet darauf hin, dass nicht selten eine Lebens-

rettung nur „knapp“ gescheitert ist. Es sollte geprüft werden, ob im Einzelfall Kontrollmöglich-

keiten verdichtet und Rettungsabläufe gestrafft werden können (insb. nachts – siehe dd). Über-

dies wird angeregt, künftig auch erfolgreich durchgeführte Rettungsmaßnahmen zu dokumen-

tieren, um aus einem Vergleich zusätzliche Erkenntnisse ableiten zu können. 

gg) Die vorstehenden Erkenntnisse sollten intensiv im Rahmen von Suizidpräventionskonfe-

renzen und unter den Suizidpräventionsbeauftragten erörtert werden. 
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e) Weiterentwicklung der Arbeit im Justizvollzug – zur Umsetzung der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 20. Juni 2023 

 

Dieser abstrakte Teil verweist nochmals ausdrücklich auf die Anforderungen, die das Bundes-

verfassungsgericht an den Faktor Arbeit als vollzugliche Behandlungsmaßnahme gestellt hat. 

Gerade auch die zahlreichen einschlägigen Eingaben (vgl. oben 1c) haben uns in dem Eindruck 

bestärkt, dass Defizite hinsichtlich des In-Arbeit-Bringens von Inhaftierten eben nicht nur auf 

Kompetenzmängeln beruhen, sondern dass auch die Vollzugseinrichtungen sich oft als unfle-

xibel erweisen und zu standardisiert agieren.  

In NRW wurden Arbeits- und Ausbildungsmaßnahmen gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 2h StVollzG 

NRW mittlerweile als Behandlungsmaßnahme im Sinne eines verbindlichen Bestandteils des 

individuellen Vollzugsplans des jeweiligen Inhaftierten definiert. Demzufolge steht der Ver-

pflichtung der Inhaftierten, eine ihnen zugewiesene Beschäftigung auszuüben (vgl. § 29 Abs. 1 

S. 2 StVollzG NRW) eine entsprechende Bringschuld der Anstalten gegenüber, eben jene An-

gebote auch möglichst ungehindert zur Verfügung zu stellen. Der Vollzug wird hier vieles neu 

aufstellen müssen. Neue Ansätze müssen gestaltet, projekthaft erprobt und dann auch evaluiert 

werden.  

Nach Auskunft des Kriminologischen Dienstes NRW wurde mittlerweile eine länderübergrei-

fende Arbeitsgruppe der Kriminologischen Dienste eingesetzt, die sich mit der Gesamtperspek-

tive eines Evaluationskonzepts vollzuglicher Arbeit befasst.  

Bayern, dessen Justizvollzug bekanntlich ebenfalls unmittelbar von der Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts betroffen ist, kooperiert beispielsweise mit der Universität Erlangen 

und bindet Daten der Bundesagentur für Arbeit in die dortige Problemanalyse ein. Hierzulande 

orientiert man sich u.a. an der Berufswegeplanung. Dies bietet auch die Möglichkeit, Daten von 

nichtbeschäftigten Inhaftierten vergleichend heranzuziehen. Vor allem kann NRW Nutzen aus 

seinem Evaluationsprogramm EvaliS ziehen. EvaliS unterzieht die vollzuglichen Behandlungs-

angebote auf verschiedenen Ebenen einer Überprüfung. Diese Programmatik kann in Grundzü-

gen sicher auch auf die Analyse von vollzuglichen Arbeitsmaßnahmen übertragen werden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat alle Beteiligten in vollzugsorganisatorischer Verantwortung 

vor die anspruchsvolle Aufgabe gestellt, Arbeit im Justizvollzug zum integralen Bestandteil des 

Behandlungsvollzuges zu entwickeln. Wenn man dem Verständnis des Bundesverfassungsge-

richts folgt, sollte so etwas wie ein spezieller, vollzugsspezifischer Arbeitsmarkt eingerichtet 

werden, der im Sinne einer Behandlungsmaßnahme auf den individuellen Nutzwert für den 
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einzelnen Inhaftierten ausgerichtet ist. Für Überleitungsszenarien wird ein solches Konzept der 

Wiedereingliederung vor allem dann nachhaltig, wenn von vornherein bereits künftige Einsatz-

möglichkeiten nach der Entlassung einbezogen werden.  

 

f) Überprüfung des Anstaltsklimas anhand der Eingaben 
 

Hier können wir auf die obigen Ausführungen zu den uns erreichenden Eingaben verweisen. 

Diese hinterlassen immer mehr ein Bild, das uns die Bedeutung eines guten Anstaltsklimas – 

nicht nur im Umgang mit dem einzelnen Inhaftierten, sondern auch hinsichtlich der systemi-

schen Funktionalität – veranschaulicht.  Und, um es unbeirrt gegenüber Skeptikern zu betonen: 

Gemeint ist kein Strafvollzug „mit Samthandschuhen“, der sich alles gefallen lässt. Gemeint ist 

ein Modell, das auf Konfliktvermeidung, auf mehr Motivation, Kommunikation und Koopera-

tion von Bediensteten und Inhaftierten bei der gemeinsamen Erreichung des Vollzugsziels der 

Rückfallvermeidung ausgerichtet ist.   

An diesem Raster wollen wir unsere Einzelfallanalyse künftig stärker orientieren.   

 
 

g) Ein „kleines Mentorenmodell“ unter Mitwirkung ehrenamtlicher Betreuer – Ideen für 
ein Modellprojekt in der JVA Köln 

 

Vollzugliche Klimagestaltung bedarf der Konkretisierung. Ziel sollte es sein, Konfliktverhält-

nisse zu reduzieren und Problemlagen zu individualisieren. Vorbild für ein solches Verständnis 

ist das norwegische Mentorenmodell. Dort ist jeder hauptamtliche Mitarbeiter im Strafvollzug 

persönlicher Ansprechpartner für jeweils drei Inhaftierte. Dies ermöglicht eine individuelle 

Problemorientierung und eine verbesserte Motivationsarbeit für den Behandlungsvollzug. Ähn-

liche Ansätze gibt es in Deutschland bereits in Niedersachsen. Als konkreter Gestaltungsvor-

schlag wird angeregt, ein „kleines Mentorenmodell“ projekthaft in einzelnen nordrhein-west-

fälischen Anstalten zu erproben.  

Von hiesiger Seite ist ein erster Aufschlag in der JVA Köln angedacht. Schon heute erfolgt in 

dieser Anstalt eine intensive Betreuung von Inhaftierten durch ehrenamtliche Kräfte. Wir haben 

Gespräche mit einem dort tätigen ehrenamtlichen Betreuer, Prof. Dr. med. Berthold, geführt. 

Eine erste Erörterung mit der Anstaltsleiterin hat Interesse an einer Projektierung verdeutlicht. 

Diese käme für das dortige Frauenhafthaus in Betracht. 
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Nach bisherigen Überlegungen haben wir die Idee entwickelt, die ehrenamtliche Mitarbeit wei-

ter zu strukturieren und diese im Sinne eines Mentorenmodells nach norwegischem Vorbild zu 

gestalten. Inhaltlich geht es hier um mehr als bloßes Zuhören. Vielmehr sollen feste Teams von 

Inhaftierten und ehrenamtlichen Kräften entstehen, die sich lösungsorientiert mit persönlichen 

Problemen und Krisen von Inhaftierten befassen.   

 

h) Fortschreibung der Stelle einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin 
 

Die Unterstützung des Justizvollzugsbeauftragten über dieses Stellenmodell mit einjähriger 

Laufzeit hat sich bewährt. Die bisherige wissenschaftliche Mitarbeiterin, Frau Rechtsreferen-

darin Winsemann, konnte sich durch verschiedene gutachterliche Bewertungen vollzuglicher 

Fragestellungen (u.a. zum offenen Vollzug) und bei der Vorbereitung und Durchführung unse-

rer Jahresveranstaltung am 30.10.2025 intensiv in die hiesige Programmatik einbringen. Die 

Nachfolgerin, Frau Rechtsreferendarin Dogan, hat ihre Tätigkeit zum 02.03.2026 aufgenom-

men. Frau Dogan bringt insbesondere ausweislich ihres universitären Schwerpunkts zur Erlan-

gung des ersten Staatsexamens („Kriminologie, Vollzugsrecht, Sanktionen“) eine hervorra-

gende fachliche Qualifikation mit. Organisatorisch ist sie durch eine vorherige Tätigkeit im 

Rektorat der Universität Bonn geschult. 
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